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ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG GEM. § 2 A NR. 1 BAUGB 

A ERFORDERNIS UND ZIELSETZUNG DER PLANAUFSTELLUNG GEM. § 1 ABS. 3 BAUGB 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ist es Aufgabe der Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung erforderlich ist. 

Die Gemeinde Edesheim beabsichtigt als öffentlicher Träger die Errichtung einer neu-
en Kindertagesstätte in der Gemeinde Edesheim und benötigt hierfür einen geeigneten 
Standort. Bei der Suche nach einem Standort galt es zu berücksichtigen, dass, neben 
einer guten verkehrlichen Anbindung, das Grundstück ausreichend Platz bieten soll für 
das Hauptgebäude selbst sowie den erforderlichen Außenbereich einschließlich Stell-
plätze. 

Als idealer Standort hat sich, unter Berücksichtigung der vorgenannten Kriterien, eine 
Fläche nördlich des Geländes der katholischen Kindertagesstätte in Edesheim heraus-
gestellt. 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan soll nunmehr, im Sinne einer geordneten und 
nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und um der bestehenden Nachfrage nach 
Kita-Plätzen gerecht werden, das Vorhaben der Gemeinde Edesheim städtebaulich 
umgesetzt werden. 
 

B AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 

Zur Erreichung der obigen Zielsetzung beabsichtigt die Gemeinde Edesheim daher für 
den betroffenen Bereich Baurecht in Form eines einfachen Bebauungsplans zu schaf-
fen. Der Rat der Gemeinde hat aus diesem Grund in seiner Sitzung am 20.12.2017 

Hinterwiese - Kita  
beschlossen. 

Beauftragt mit der Erstellung des Bebauungsplans wurde das Büro BBP Stadtplanung 
Landschaftsplanung, Kaiserslautern. 

 
 

 

C ANWENDUNG DER VERFAHRENSVORSCHRIFTEN DES § 13 A BAUGB I.V. M. § 13 BAUGB 

Der Bebauungsplan wird gemäß § 13 a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwick-
lung in Verbindung mit § 13 BauGB aufgestellt. Die hierzu erforderlichen Kriterien wer-
den erfüllt: 

a. Die bei Durchführung des Bebauungsplanes voraussichtlich versiegelte Fläche 
liegt unterhalb des in § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB aufgeführten Schwellenwertes für 
die Vorprüfung des Einzelfalls. 

b. Die Zulässigkeit von Vorhaben mit Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht wird 
weder vorbereitet noch begründet. 

c. Es bestehen zudem keine Anhaltspunkte dafür, dass Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 
Nr. 7 b BauGB (FFH- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt werden. 

Nach § 13 Abs. 3 BauGB wird daher in diesem Verfahren von der Umweltprüfung, vom 
Umweltbericht und von der Angabe in der Bekanntmachung zur öffentlichen Ausle-
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gung, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zu-
sammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. 

D GRUNDLAGEN 

1 Planungsgrundlagen 

Planungsgrundlagen des Bebauungsplanes sind: 

 Der aktuell rechtsgültige Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Edenko-
ben, 

 sowie eine Abfrage des LANIS, www.lanis.rlp.de, Stand Dezember 2017. 

Eine Berücksichtigung der Belange von Natur und Landschaft erfolgte auf der Grund-
lage einer landespflegerischen Bewertung der Bestandssituation und der Darlegung 
von landespflegerischen Zielvorstellungen durch das Büro BBP Stadtplanung Land-
schaftsplanung (Kaiserslautern) vom Dezember 2017. Die landespflegerische Bewer-
tung wurde begleitend zur Bauleitplanung erstellt und hat Eingang in die vorliegende 
Begründung gefunden. 

2 Lage und Größe des Plangebietes / Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches 

Das Plangebiet liegt im Westen der Gemeinde Edesheim Die Lage des Plangebietes 
wird aus dem nachfolgend abgedruckten Lageplan ersichtlich. 

 
Lage des Plangebiets  
Quelle: LANIS 2017 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans beinhaltet nachfolgende Grundstücke bzw. 
Edesheim und umfasst 

eine Fläche von ca. 4.900 qm. 

633/12 (tlw.) 633/14 (tlw.) 633/15 (tlw.) 636/1 (tlw.) 654 

654/2 654/3 651 652/2 655/1 

Die genaue räumliche Abgrenzung des Bebauungsplanes ergibt sich aus der Plan-
zeichnung im Maßstab 1:500. 
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3 Bestandssituation (12/2017) 

3.1 Nutzung und natürliche Situation 

Der westliche Teil des Plangebiets wird als Bolzplatz sowie als BMX-Bahn genutzt. Im 
nördlichen Bereich befindet sich ein untergeordneter Anteil privater Nutzgärten. Im Sü-

der Modenbach (Gewässer dritter Ordnung). Unmittelbar an die Str

beschriebenen Nutzungen durchquert derzeit eine Fuß- und Radwegverbindung zwi-
schen der südlich des Plangebiets befindlichen katholischen Kindertagesstätte mit 

  

 befindet sich Wiesenfläche sowie der weitere 
 

Im Norden grenzt der Geltungsbereich an die vorhandene örtliche Bebauung an. Im 
Osten wird das Plangebiet durch intensiv weinbaulich genutzte Flächen begrenzt. Im 
Süden schließen Spielplatzflächen, ein katholischer Kindergarten sowie der Sportplatz 
der Grundschule an. Im Westen grenzt das Baugebiet an den B

 

3.2 Topografie 

Die Flächen im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes haben kein nen-
nenswertes Gefälle. Gemäß den Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katas-
terverwaltung Rheinland-Pfalz weist das Plangebiet eine Höhenlage zwischen 154 m ü. 
NN und 153 m ü. NN auf. 

3.3 Schutzgebietsausweisungen 

Das Plangebiet liegt in der Entwicklungszone des Naturparks Pfälzer Wald sowie dem 
Trinkwasserschutzgebiet WSG Venningen (im Festsetzungsverfahren, Nummer 
404200901) der Schutzzone III B. Weitere Schutzgebiete bzw. -objekte gemäß 
BNatSchG und LNatSchG wie Naturschutzgebiete, Naturdenkmale, geschützte Land-
schaftsbestandteile oder pauschal geschützte Biotope sind im Plangebiet nicht vorhan-
den. 

  



Gemeinde Edesheim -  

  Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB 

Satzungsfassung  

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern                                                           Seite 6 von 15 
 

E VORGABEN ÜBERGEORDNETER PLANUNGEN 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB und § 8 Abs. 2 BauGB sind die übergeordneten Vorgaben 
der Raumordnung sowie der vorbereitenden Bauleitplanung bei der Aufstellung eines 
Bebauungsplanes zu beachten. Im vorliegenden Fall zählen hierzu insbesondere nach-
folgende Aspekte: 

1 Flächennutzungsplan 

Nach § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu ent-
wickeln. Bebauungspläne der Innenentwicklung nach § 13 a BauGB können jedoch 
auch aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt wird, 
unter der Voraussetzung, dass die geordnete städtebauliche Entwicklung nicht beein-
trächtigt wird. Der Flächennutzungsplan ist dann im Wege der Berichtigung anzupas-
sen. 

 
Auszug aus dem rechtsgültigen FNP der Verbandsgemeinde Edenkoben 
Quelle: Verbandsgemeindeverwaltung Edenkoben 
 

Im derzeit rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Edenkoben 
sind die betroffenen Flächen als öffentliche Grünfläche in Verbindung mit Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft darge-
stellt. Die zukünftige Nutzung des Bereichs für die Belange der Kindertagesstätte er-
fordert eine Anpassung des Flächennutzungsplans gem. § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im 
Wege der Berichtigung: So ist die Fläche im Geltungsbereich künftig als Fläche für den 
Gemeinbedarf mit dem Zweckbestimmungs-Symbol Kita  

 

F FACHPLANERISCHE VORGABEN UND RAHMENBEDINGUNGEN 

1 Wasserwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

bezüglich sind die Vorschriften des Landeswassergesetzes Rheinland-Pfalz zu beach-
ten. 
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2 Schutzgebietsausweisungen 

Das Plangebiet liegt vollständig innerhalb der Schutzzone III B des im Festsetzungs-
 

Eine entsprechende Signatur wurde in der Planzeichnung vorgenommen. 

3 Ver- und entsorgungstechnische Rahmenbedingungen 

Die Versorgung des Plangebietes mit den erforderlichen technischen Infrastrukturen 
wie Wasser, Elektrizität und Telekommunikation kann durch die bestehenden Netze 
durch die jeweiligen Versorgungsträger sichergestellt werden. 

Im Rahmen der Offenlage wurden seitens der Struktur- und Genehmigungsdirektion 
Süd -Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Aussagen bezüg-
lich der Entwässerungsplanung getroffen. Demnach ist für die entwässerungstechni-
sche Erschließung des Baugebiets folgendes vorgesehen: 

Das Schmutzwasser ist leitungsgebunden einer ordnungsgemäßen Behandlung (Klär-
anlage Edenkoben) zuzuführen. Der ordnungsgemäße Umgang mit dem anfallenden 
Niederschlagswasser ist in den Unterlagen zum Bauantrag nachzuweisen. 

4 Sonstiges 

Weitere Fachplanungen und sonstige Rahmenbedingungen, die ggf. im Widerspruch 
zur vorliegenden Planung stehen oder vorhandene Zielvorstellungen von Fachplanun-
gen und sonstigen Rahmenbedingungen, die eine Bebauung innerhalb des Geltungs-
bereichs des Bebauungsplans ausschließen oder einschränken könnten, sind nicht be-
kannt. 

 

 

G DARLEGUNG ZUM STÄDTEBAULICHEN KONZEPT 

1 Städtebauliche Zielvorgaben 

Der Bebauungsplan - 
tige städtebauliche Entwicklung gewährleisten. Er soll dazu beitragen eine menschen-
würdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu 
entwickeln. Das Planungsgebiet soll dabei einer Entwicklung zugeführt werden, die den 
künftigen Nutzern und deren Nutzungsbedürfnissen gerecht wird (vgl. § 1 Abs. 5 
BauGB). 

Konflikte mit benachbarten Gebieten, eine Beeinträchtigung von Landschaftspotentia-
len und negative Auswirkungen auf die gesamtörtliche und städtebauliche Entwicklung 
sollen verhindert bzw. minimiert werden. Die Ausweisung einer Gemeinbedarfsfläche 
erfolgt dabei unter Berücksichtigung der umherliegenden Gebiete. 

Bei der Durchführung des Bebauungsplanes sind daher insbesondere folgende städte-
bauliche Planungsziele zu berücksichtigen: 

 Befriedigung sozialer Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die Bedürfnisse 
der Familien und der jungen Menschen (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB). 

 Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sollen durch den städtebaulichen 
Entwurf und gezielte Maßnahmen vermieden bzw. bei unvermeidbaren Eingriffen 
auf das notwendige Minimum reduziert werden (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB), 
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 funktionsgerechte und wirtschaftliche Erschließung (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) 
sowie 

 die baurechtliche Sicherung der gemeindlichen Vorstellungen zur künftigen Ent-
wicklung des Gebiets (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB). 

 

2 Verkehrliche Anbindung des Plangebiets 

Die überörtliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die L 506, L 507 sowie L 
516, welche jeweils direkt durch Edesheim verlaufen. Ebenso verläuft die Autobahn 65 
in unmittelbarer Nähe zur Gemeinde. Die direkte Erschließung des Plangebiets erfolgt 
über die Hochgasse. Durch das Plangebiet verläuft ebenso die 

, über welche auch die gebietsinterne Erschließung erfolgt.  

Das Flurstück 636/1 wird derzeit von einer Fuß- und Radwegverbindung zwischen der 
südlich des Plangebiets befindlichen katholischen Kindertagesstätte mit Spielplatz so-

 durchquert. Diese soll künftig zu Gunsten der Gemeinbe-
darfsfläche entfallen. In der öffentlichen Grünanlage  ist eine 
grundsätzliche Zulässigkeit eines Fuß- und Radwegs jedoch gegeben. 

3 Ver- und Entsorgung des Plangebietes 

Die Versorgung des Plangebietes mit den erforderlichen technischen Infrastrukturen 
wie Gas, Wasser, Elektrizität und Telekommunikation kann durch Anschluss an die 
bzw. Ausbau der bestehenden Netze der jeweiligen Versorgungsträger sichergestellt 
werden. 

 
 
 

H LANDESPFLEGERISCHE UND ARTENSCHUTZRECHTLICHE BEWERTUNG 

Die Anwendung des § 13 a BauGB ermöglicht es, von der Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 a BauGB sowie von der Überwachung nach § 4 c BauGB abzusehen. 

Ein eigenständiger Fachbeitrag Naturschutz ist gleichfalls nicht erforderlich. Die Belan-
ge des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1 a BauGB sind allerdings 
nach wie vor darzustellen und in der Abwägung zu berücksichtigen, wobei eine Pflicht 
zur Kompensation möglicher erheblicher Auswirkungen auf Natur und Landschaft nicht 
besteht. 

1 Bewertung des Plangebiets 

Schutzgebiete 
Das Plangebiet gehört zum östlichen Ausläufer des Naturparks Pfälzerwald, Entwick-
lungszone. 

Schutzgut Arten- und Biotopschutz 
Ausgewiesene Natura 2000-Gebiete, Naturschutzgebiete oder nach § 30 BNatSchG 
geschützte Biotope liegen für das Plangebiet nicht vor. 

Schutzgut: Boden 
Im Plangebiet selbst sind durch die intensive Nutzung keine natürlichen Bodeneigen-
schaften und -funktionen mehr vorhanden. Das Plangebiet befindet sich innerhalb der 
geschlossenen Ortslage. Die Planung erfolgt auf einer bisher unbebauten und weitge-
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hend unversiegelten Fläche und stellt eine Nachverdichtung innerhalb der ansonsten 
geschlossenen Siedlungsfläche dar. 
Für das Plangebiet sind derzeit keine Altablagerungen, Altstandorte, schädlichen Bo-
denveränderungen oder Verdachtsflächen bekannt. 

Schutzgut: Grundwasser und Gewässer 
Der Geltungsbereich befindet sich vollständig im abgegrenzten Trinkwasserschutzge-
biet Zone III B (Festsetzungsnummer 404200901; Name: WSG Venningen). 

wässer dritter Ordnung.  

Schutzgut: Klima / Luft 

Die bislang unbebauten Randbereiche des Krebsbächels stellen eine, wenn auch rela-
tiv schmale Frischluftschneise / Grünschneise von der im Westen liegenden offenen 
Feldflur in die Siedlungsflächen dar. 

Auswirkungen auf das Lokalklima sind aufgrund der Flächengröße und der darin be-
gründeten, vernachlässigbaren geringen lokalklimatischen Bedeutung der Fläche je-
doch nicht zu erwarten. 

Schutzgut: Landschaftsbild / Ortsbild 

Das Gebiet wird durch die Wohnbebauung mit gut durchgrünten Freiflächen geprägt. 

Artenschutz 

Die Biotopstrukturen im Plangebiet sowie die Lage im Siedlungsgebiet lassen auf das 
- und Pflanzenarten 

sind nicht zu erwarten. 

Schutzgut: Kultur- und Sachgüter 

Für das Gebiet sind keine Kultur- oder Bodendenkmäler bekannt. 

2 Landespflegerische Zielvorstellung 

Vorschlag von grünordnerischen Maßnahmen im Plangebiet 

 Begrünung der Gemeinbedarfsfläche, 
 Begrünung der Stellplatzflächen, 
 Erhalt des bedeutsamen Baumbestandes, 
 Gestaltung des Uferrandbereiches am Krebsbächel. 

3 Zu erwartenden Auswirkungen auf Natur und Landschaft  

Die Neuausweisung der Gemeinbedarfsfläche erfolgt auf bislang freizeitlich genutzten 
Flächen. Es erfolgt eine Neuversiegelung in Teilbereichen mit den entsprechenden 
Auswirkungen auf den Boden- und Wasserhaushalt. 

Durch die Festsetzung einer öffentlichen Grünfläche wird die Grünschneise entlang 
des Krebsbächels mit ihrer hohen Funktionsbedeutung dauerhaft gesichert. 

4 Hinweis zur Anwendung des § 13a BauGB  

Im Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes nach § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
BauGB gelten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwar-
ten sind, als im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig.  
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Ergänzend wird darauf verwiesen, dass, unabhängig von der Anwendung des § 13 a 
BauGB, die Artenschutzvorschriften des § 44 BNatSchG immer zu beachten sind. 

 

I BEGRÜNDUNG DER FESTSETZUNGEN 

Nachfolgend wird im Einzelnen auf die Inhalte und Erforderlichkeit der im Bebauungs-
plan getroffenen Festsetzungen eingegangen. 

1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Flächen für den Gemeinbedarf 

Bei einer Fläche für den Gemeinbedarf handelt es sich nicht um ein Baugebiet im Sin-
ne der Baunutzungsverordnung. Flächen für den Gemeinbedarf im Sinne des § 9 Abs. 
1 Nr. 5 BauGB sind Flächen für Anlagen oder Einrichtungen, die der Allgemeinheit die-
nen und in denen (mit staatlicher oder gemeindlicher Anerkennung) eine öffentliche 
Aufgabe wahrgenommen wird. 

Die hier vorgesehene Errichtung einer Kindertagesstätte entspricht somit den allge-
meinen Anforderungen an die Ausweisung einer Gemeinbedarfsfläche. 

Ergänzend bedarf die Ausweisung einer Gemeinbedarfsflächen jedoch immer der An-
gabe der Zweckbestimmung. Durch die getroffene Kita i.V.m. der Dar-
stellung des in der Planzeichenverordnung dargelegten Symbols kommt die Gemeinde 
Edesheim dieser Anforderung nach. 

Bei Flächen für den Gemeinbedarf bedarf es nicht der Festsetzung des Maßes der 
baulichen Nutzung und der überbaubaren Grundstücksflächen. Soweit städtebaulich 
erforderlich, sind entsprechende Festsetzungen jedoch möglich. 

Eine solche städtebauliche Erforderlichkeit wird im vorliegenden Fall jedoch nicht ge-
sehen. Auf eine ergänzende Bestimmung wird daher verzichtet. 

1.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft i.V.m. Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Im sogenannten beschleunigten Verfahren nach § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB gel-
ten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplanes zu erwarten sind, 
als im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
oder zulässig. Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und 
§ 1a BauGB sind allerdings nach wie vor darzustellen und in der Abwägung zu berück-
sichtigen. 

Die wesentlichen Eingriffe des vorliegenden Bebauungsplans erfolgen durch die Ver-
siegelung bislang offener Böden und den Verlust von Gehölzen. 

Gleichwohl ein gesonderter Ausgleich für potenzielle Eingriffe in Natur und Landschaft 
im Rahmen der vorliegenden Planung gesetzlich nicht erforderlich ist, wurde festgelegt, 
dass eine Integration der vorgeschlagen grünordnerischen Maßnahmen in den Be-
bauungsplan stattfindet. 

Die im Plangebiet getroffenen Festsetzungen sollen zum einen bestehende ortsbild-
prägende Gehölzbestände erhalten und zum anderen ein gewisses Grundgerüst der 
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Gebietsdurchgrünung sichern, eine ortsgerechte Einbindung gewährleisten sowie visu-
elle Beeinträchtigungen minimieren. Durch den Bezug auf die beigefügte Pflanzliste 
sollen naturnahe und standortgerechte Pflanzungen entstehen. 

1.3 Öffentliche Grünflächen 
Zweckbestimmung: öffentliche Grünanlage 

Zur Sicherung eines Gewässerentwicklungskorridors  wird im Plan-

liche Grün festgesetzt. 

1.4 Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

Der Bebauungsplan weist keine neuen Verkehrsflächen aus, sondern stellt lediglich die 
Bestandssituation dar. Es werden Verkehrsflächen der besonderen Zweckbestimmung 
Straßenverkehrsfläche und öffentliche Parkfläche festgesetzt. 

Im Hinblick auf Ausbau und Gestaltung der Erschließungsflächen werden nur rahmen-
gebende Festsetzungen wie Linienführung und Breite des Ausbaus sowie die jeweilige 
Zweckbestimmung getroffen. 

2 Nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen 

Anordnungen in einem als Wasserschutzgebiet vorgesehenen Gebiet nach § 52 
Abs.2 WHG 

Das Plangebiet liegt vollständig innerhalb der Schutzzone III B des im Festsetzungs-
verfahren befindlichen Trinkwasserschu  

Gemäß dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) können in einem als Wasserschutzgebiet 
vorgesehenen Gebiet vorläufige Anordnungen getroffen werden, wenn andernfalls der 
mit der Festsetzung des Wasserschutzgebiets verfolgte Zweck gefährdet wäre. Die 
vorläufige Anordnung tritt mit dem Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach § 51 Ab-
satz 1 außer Kraft. Aus diesem Grund wird sowohl in der Planzeichnung, als auch in 
den textlichen Festsetzungen auf die vorläufige Anordnung sowie die damit in Zusam-
menhang stehenden Beschränkungen und Hinweise hingewiesen. 

3 Hinweise ohne Festsetzungscharakter 

Empfehlungen und Hinweise, die aufgrund der mangelnden Ermächtigungsgrundlage 
nicht als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen wurden, jedoch zum 

bauungsplan hinausgehende wichtige Informationen liefern, wurden als unverbindliche 
Hinweise im Nachgang zu den Textfestsetzungen abgedruckt. 
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J WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

Entsprechend den Vorschriften des Baugesetzbuches sind gemäß § 2a BauGB die 
wesentlichen Auswirkungen der Planung darzulegen. 

Insbesondere nachfolgend beschriebene mögliche Auswirkungen wurden ermittelt und 
sind, wie folgt, im Zuge der Planerstellung berücksichtigt worden: 

1 Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die 
Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) sowie 
soziale Bedürfnisse der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB) 

1.1 Nachbarschützende Belange 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die allgemei-
nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. 
Hierzu gehören neben den Aspekten Belichtung, Belüftung und Besonnung auch sons-
tige nachbarschützende Belange wie z.B. Wahrung eines ausreichenden Sozialab-
standes. 

Gemäß der gefestigten Rechtsprechung (vgl. hierzu u.a. BVerwG Urteil v. 23.05.1986 - 
4 C 34/85; Urteil v. 16.09.1993 - 4 C 28/91; Urteil v. 11.01.1999 - 4 B 128/98; OVG 
NW, Beschluss v. 21.06.1995 - 7 B 1029/95) verstößt ein Bauvorhaben in der Regel 
nicht gegen das nachbarschützende Gebot der Rücksichtnahme, wenn es die bauord-
nungsrechtlichen Vorschriften des § 8 LBauO (Abstandsvorschriften) einhält. Denn die 
Abstandsvorschriften dienen insbesondere der Vermeidung von Licht-, Luft- und Son-
nenentzug sowie der Wahrung eines ausreichenden Sozialabstandes. 

Die erforderlichen Abstände werden im vorliegenden Fall grundsätzlich eingehalten. So 
dass von einer diesbezüglichen Beeinträchtigung nicht auszugehen ist. 

1.2 Nutzungen 

Die vorliegende Bauleitplanung soll dafür sorgen, dass die Bevölkerung bei der Wah-
rung ihrer Grundbedürfnisse gesunde Bedingungen vorfindet. Hierbei ist vor allem von 
Bedeutung, dass (Bau-)Gebiete einander so zugeordnet werden, dass gegenseitige 
Beeinträchtigungen vermieden oder durch geeignete Maßnahmen vermieden oder ver-
ringert werden. Diesem Grundsatz entspricht die vorliegende Planung: Das Grundstück 
ist groß genug, um das zukünftige Gebäude der Kindertagesstätte so zu platzieren, 
dass die angrenzende Wohnbebauung keine übermäßige Beeinträchtigung erfährt. 

1.3 Altlasten 

Erkenntnisse über Altablagerungen oder schädliche Bodenverunreinigungen, die eine 
Nutzung der Flächen beeinträchtigen könnten oder weitergehende Erkundungen erfor-
derlich machen würden, liegen weder bei der Gemeinde Edesheim noch bei der Ver-
bandsgemeindeverwaltung Edenkoben vor. 

Sollten wider Erwarten bei der Baumaßnahme Abfälle angetroffen werden oder sich 
sonstige Hinweise ergeben, wird im Bebauungsplan darauf hingewiesen, dass die 
Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirt-
schaft und Bodenschutz Neustadt umgehend zu informieren ist. 

1.4 Radonvorsorge 

Radon ist ein radioaktives Edelgas, das aus dem natürlich vorkommenden, radioakti-
ven Schwermetall Uran entsteht. Da Uran, wenn auch nur in geringer Konzentration, 
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fast überall in der Erdkruste vorhanden ist, ist Radon dort ebenfalls im Erdreich nach-
zuweisen. Das gasförmige Radon kann in diesem Zusammenhang mit der Bodenluft 
über Klüfte im Gestein und durch den Porenraum der Gesteine und Böden an die Erd-
oberfläche wandern. 

In der Luft außerhalb von Gebäuden wird das aus dem Boden austretende Radon so-
fort durch die Atmosphärenluft auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt. Innerhalb 
von Gebäuden können jedoch aufgrund des Bauuntergrundes und der Bauweise be-
trächtliche Radonkonzentrationen auftreten. 

Gemäß der Radon-Prognosekarte des Geologischen Landesamtes ist im westlichen 
Gemeindegebiet von Edesheim mit einem lokal hohen Radonpotenzial (> 100.000 
Becquerel Radon pro Kubikmeter Bodenluft) zu rechnen. 

Daher wird im Bebauungsplan hingewiesen, grundsätzlich eine projektbezogene Ra-
donmessung in der Bodenluft des Bauplatzes durchzuführen. Die Ergebnisse sollten 
Grundlage für den Bauherrn sein, sich ggf. für bauliche Versorgungsmaßnahmen zu 
entscheiden. Werden hierbei Werte über 100.000 Becquerel Radon pro Kubikmeter 
Bodenluft festgestellt, wird angeraten, bauliche Versorgungsmaßnahmen zu treffen, 
um den Eintritt des Radons ins Gebäude weitgehend zu verhindern.  

2 Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Mit der Realisierung des Bebauungsplans gehen Änderungen des Orts- und Land-
schaftsbildes einher.  

Ausschlaggebend für die Beurteilung von Veränderungen ist die im Dezember 2017 er-
fasste Situation im Plangebiet und seiner näheren Umgebung: Die Planung erfolgt auf 
einer bisher unbebauten und weitgehend unversiegelten, zum Teil mit Gehölzen be-
standenen Fläche. 

Das bauliche Ortsbild in der näheren Umgebung ist durch den Kindergarten, die 
Grundschule und Wohnbebauung geprägt. 

Entlang der bestehen ortsbildprägende Gehölzbestände 
in Form von großen Platanen.  

Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen wurden, in Verbindung mit der Berücksichti-
gung von Belangen des Umweltschutzes, Festsetzungen für die Erhaltung der ortsbild-
prägenden Gehölzbestände sowie von Pflanzmaßnahmen für anzulegende Stellplatz-
flächen,  für den Uferrandbereich des Krebsbächels und von Maßnahmen zur Grund-
stücksbegrünung getroffen. 

3 Belange des Denkmalschutzes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans werden die Belange des Denkmalschutzes 
nicht beeinträchtigt. Weder im Geltungsbereich des Bebauungsplans noch in dessen 
unmittelbaren Umfeld befinden sich Kulturdenkmäler oder kulturhistorisch interessan-
ten Baulichkeiten. Über archäologische Fundstellen oder Bodendenkmäler ist ebenfalls 
nichts bekannt. 

Sollten während der Bauphase Funde zu Tage treten, wird im Bebauungsplan auf die 
gesetzliche Verpflichtung zur Meldung an die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direk-
tion Landesarchäologie, Außenstelle Speyer verwiesen. 
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4 Belange des Umweltschutzes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 

Im Verfahren nach § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB gelten Eingriffe, die aufgrund der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1 a Abs. 3 
Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Die Belange 
des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1 a BauGB sind allerdings 
nach wie vor darzustellen und in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Die landespflegerische Bewertung (Kapitel H) stellt fest, dass sich das Plangebiet in-
nerhalb der geschlossenen Ortslage befindet. Die Planung erfolgt auf einer bisher un-
bebauten und weitgehend unversiegelten Fläche und stellt eine Nachverdichtung in-
nerhalb der ansonsten geschlossenen Siedlungsfläche dar. 

Als wesentlicher Eingriff wird die zum Neubau der Kindertagesstätte erwartete Neuver-
siegelung benannt. Auswirkungen auf das Lokalklima sind aufgrund der Flächengröße 
und der darin begründeten, vernachlässigbaren geringen lokalklimatischen Bedeutung 
der künftigen Gemeinbedarfsfläche jedoch nicht zu erwarten. Es bestehen des Weite-
ren keine arten, biotop- und baumschutzrechtlichen Verpflichtungen sowie die Betrof-
fenheit zur Durchführung einer FFH-Verträglichkeitsprüfung. 

Durch die Festsetzung einer zehn Meter breiten öffentlichen Grünfläche mit der 
Uferbereich des Krebsbächels wird der 

Sicherung eines Gewässerrandkorridors und Offenhaltung einer Grünschneise Rech-
nung getragen. 

Gleichwohl ein gesonderter Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft, die auf 
Grund der Aufstellung dieses Bebauungsplanes zu erwarten sind, gesetzlich nicht er-
forderlich ist, wird eine Integration der vorgeschlagenen landespflegerischen bzw. 
grünordnerischen Maßnahmen im Plangebiet in den Bebauungsplan empfohlen, um 
die Belange des Umweltschutzes und des Orts- und Landschaftsbildes ergänzend zu 
berücksichtigen. 

5 Belange der Ver- und Entsorgung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB) 

Alle erforderlichen Versorgungsleitungen sind im näheren Umfeld bereits vorhanden 
bzw. können bei Mehrbedarf von den zuständigen Trägern durch Ausbau der beste-
henden Infrastrukturen bereitgestellt werden. Auch für die entwässerungstechnische 
Erschließung des Plangebietes kann auf das bestehende System zurückgegriffen wer-
den.  

Daneben ist auch die ordnungsgemäße Entsorgung anfallender Abfälle im Rahmen der 
öffentlichen Abfallentsorgung gewährleistet. 

6 Belange des Verkehrs (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) 

Die Erschließung des Baugrundstücks erfolgt über die . Im 
Rahmen der Errichtung der Kindertagesstätte ist, zusätzlich zur Nutzung der auf dem 
Baugrundstück herzustellenden Stellplätze, die ergänzende Neuanlage von Stellplät-
zen auf einem Teilbereich des Flurstücks 633/14, vorgesehen. 

Die  weist eine ausreichende Leistungsfähigkeit auf, um 
diesen zusätzlichen Verkehr aufzunehmen. 

Belange des Verkehrs erfahren somit durch die Planung keine Beeinträchtigung. 
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K PLANVERWIRKLICHUNG 

Bodenordnende Maßnahmen werden zum gegenwärtigen Zeitpunkt als nicht erforder-
lich angesehen. 

Die Bauleitplanung ist eine hoheitliche Aufgabe der Gemeinde, über die Aufstellung 
und Durchführung eines Bebauungsplanverfahrens entscheidet daher die Gemeinde 
im Rahmen ihrer Planungshoheit. Die Gemeinde hat die anfallenden Kosten für die 
Aufstellung des Bebauungsplanes zu tragen. 
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